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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
gemaR § 46 Abs. 1 GO LT
mit Antwort der Landesregierung

Anfrage der Abgeordneten Sylvia Bruns, Susanne Victoria Schiitz und Bj6érn Férsterling (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Umsetzung der Masernimpfpflicht

Anfrage der Abgeordneten Sylvia Bruns, Susanne Victoria Schiitz und Bjérn Forsterling (FDP), ein-
gegangen am 19.02.2020 - Drs. 18/5887
an die Staatskanzlei Gibersandt am 21.02.2020

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregierung
vom 24.03.2020

Vorbemerkung der Abgeordneten

Unter der Uberschrift ,impfpflicht gegen Masern: Kitas zufrieden, Schulen noch unsicher* berichtete
die HAZ am 12.02.2020: ,Nicht nur Schuler und Lehrer, Kita-Kinder und Erzieher, sondern auch alle
Personen, die regelmaRig in Gemeinschaftseinrichtungen tétig sind - also auch Hausmeister, Kéche,
Reinigungskrafte und Leiter von Arbeitsgemeinschaften im Ganztagsangebot - fallen unter die Impf-
pflicht. Nicht betroffen sind beispielsweise Handwerker, die nur gelegentlich in Schulen arbeiten.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Am 01.03.2020 trat das Masernschutzgesetz in Kraft. Das Gesetz soll den Schutz vor Masern in
Kindergarten, Schulen und anderen Gemeinschaftseinrichtungen sowie in medizinischen Einrichtun-
gen férdern. Daher sieht es vor, dass alle Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr beim Eintritt
in den Kindergarten, in die Kindertagespflege oder in die Schule die von der Stéandigen Impfkommis-
sion empfohlenen Masern-Schutzimpfungen vorweisen.

Nach 1970 geborene Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen oder medizinischen Einrichtun-
gen arbeiten, wie Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, Tagespflegepersonen und
medizinisches Personal, missen ebenfalls einen Schutz gegen Masern aufweisen. Auch Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber sowie Geflichtete miissen vier Wochen nach Aufnahme in eine Gemein-
schaftsunterkunft einen entsprechenden Impfschutz vorweisen.

Das Bundesministerium fir Gesundheit (BMG) hat eine eigene Internetseite www.masernschutz.de
eingerichtet. Dort sind viele hilfreiche Informationen eingestellt.

1. Welche Einrichtungen wurden bisher iber die Umsetzung informiert?

Die Dienststellen des o6ffentlichen Gesundheitsdienstes in Niedersachsen wurden Uber die Land-
kreise und kreisfreien Stadte am 17.01.2020 und am 21.02.2020 jeweils mit Erlass des Ministeriums
fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung tber die Umsetzung des Masernschutzgesetzes infor-
miert. In Zusammenarbeit zwischen dem Kultusministerium und dem Ministerium fiir Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung wurde ein sogenanntes Starter-Kit erstellt. Dieses wurde betroffenen
Jugendhilfetragern, der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbéande Niedersachsens fir
die offentlichen Schultrager, den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen in freier Trager-
schaft, der Niederséchsischen Landesschulbehérde (NLSchB) und von dort den niederséchsischen
allgemein- und berufshildenden Schulen sowie den Dienststellen des 6ffentlichen Gesundheitsdiens-
tes zur Verfligung gestellt. Es enthalt Hinweise, Informationen sowie hilfreiche Anlagen, die eine
Umsetzung des Gesetzes im Geschaftsbereich des Kultusministeriums erleichtern. Die Versendung
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war mit der Bitte um Weiterleitung innerhalb des jeweiligen Zustandigkeitsbereichs bzw. des eigenen
Wirkungskreises versehen.

2. Wann und in welcher Form fand die Information statt?
Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

Die Schulen in freier Tragerschaft wurden von den Regionalabteilungen Braunschweig, Hannover
und Liineburg der NLSchB am 26.02.2020 durch Ubersendung des Starter-Kits informiert, die Regi-
onalabteilung Osnabrick hat diese Information am 27.02.2020 weitergegeben. Dariiber hinaus
wurde das Starter-Kit der Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen Niedersachsen e. V. sowie dem Ver-
band Deutscher Privatschulen Niedersachsen-Bremen e. V. am 25.02.2020 per E-Mail zugeleitet. In
diesen Interessenvertretungen ist der Grof3teil der Trager der freien Schulen organisiert.

3. Wurden bereits Einrichtungen informiert, und wenn nein, wann soll diese Information
erfolgen?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.

4. Das vorliegende Gesetz bezieht sich auf § 33 des Infektionsschutzgesetzes. Dort heif3t
es: ,Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, ...
Schulen oder sonstige Aushildungseinrichtungen, Heime, Ferienlager und ahnliche Ein-
richtungen“. Welche Einrichtungen sind mit ,,sonstige Ausbildungseinrichtungen“ und
sahnlichen Einrichtungen“ gemeint?

Der § 33 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) wurde im Rahmen des Masernschutzgesetzes eben-
falls geéndert und der Begriff ,&hnliche Einrichtungen” ist entfallen. Er lautet nun: ,Gemeinschafts-
einrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen Uberwiegend minderjéhrige
Personen betreut werden; dazu gehéren insbesondere:

1. Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte,

2. die nach § 43 Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige Kindertages-
pflege,

3. Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen,
4.  Heime und
5. Ferienlager.”

Ferienlager sind von der Nachweispflicht ausgeschlossen. Weitere Hinweise zu den Aushildungsein-
richtungen finden sich auf der vom BMG eingerichteten Internetseite www.masernschutz.de.

Danach sind Ausbildungseinrichtungen nur betroffen, wenn dort tiberwiegend (also mehr als 50 %)
minderjahrige Personen betreut werden. Dabei kommt es nicht tagesgenau auf die exakte Mehrheit
an, sondern darauf, ob regelméaRig tberwiegend minderjahrige Personen betreut werden. Diese Tat-
sache kann sich natdrlich auch andern.

Alle nach 1970 geborenen Personen, die in diesen Einrichtungen betreut werden oder tatig sind,
missen die Impfungen nachweisen.

Universitaten sind grundsatzlich nicht erfasst.

Wohngruppen, Begegnungsstatten und Freizeiteinrichtungen, bei denen eine Ausbildung nicht im
Vordergrund steht, sind ebenfalls keine Ausbildungseinrichtungen im Sinne des Gesetzes.

Ob sich die Einrichtungen in 6ffentlicher oder privater Tragerschaft befinden, ist nicht entscheidend.
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Wenn Auszubildende in Einrichtungen tatig werden, die unter das Masernschutzgesetz fallen, mis-
sen die Leitungen dieser Einrichtungen die Einhaltung der Vorschriften des Masernschutzgesetzes
kontrollieren.

5. In 8§ 23 Abs. 3 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes heifdt es: , Praxen sonstiger humanme-
dizinischer Heilberufe*. Welche Praxen sind damit explizit gemeint?

Hierzu sind Hinweise auf der vom BMG eingerichteten Internetseite www.masernschutz.de verfug-
bar. Unter einer Praxis sind die verschiedenen Raumlichkeiten einer einen Heilberuf austibenden
Person erfasst, in denen sie Patientinnen und Patienten empféangt, berat, untersucht und therapiert.

Die auf der Grundlage des Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 GG bundesrechtlich geregelten humanmedizini-
schen Heilberufe sind u. a.:

— Diatassistentin und Diatassistent,

— Ergotherapeutin und Ergotherapeut,

— Hebamme und Entbindungspfleger,

— Logopadin und Logopéade,

— Masseurin und medizinische Bademeisterin und Masseur und medizinischer Bademeister,
— Orthoptistin und Orthoptist,

— Physiotherapeutin und Physiotherapeut und

— Podologin und Podologe.

Unter § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 9 IfSG fallen alle Praxen sowohl von Angehdrigen der genannten Berufe
sowie - obwohl sie nicht zu den o. g. reglementierten Berufen gehéren - von Angehérigen von sons-
tigen Heilberufen, deren Tétigkeit die Heilung von Krankheiten und die medizinisch-helfende Behand-
lung und Betreuung von Patientinnen und Patienten mit sich bringt. Dazu gehdren z. B. Heilpraktike-
rinnen und Heilpraktiker, Osteopathinnen und Osteopathen sowie Sprachtherapeutinnen und
Sprachtherapeuten.

6. Werden Kinder, die ab dem 1. August 2020 keinen Impfnachweis erbringen kénnen, von
der Kita/Schule ausgeschlossen, bzw. sind - eventuell zunéchst - andere Mainahmen
vorgesehen und wenn ja, welche?

Grundsatzlich sind zwei Termine zu unterscheiden:

Alle ab dem 01.03.2020 neu in Gemeinschaftseinrichtungen aufgenommenen Personen haben bei
Eintritt in Kita oder Schule den Nachweis (iber einen ausreichenden Masernimpfschutz vorzulegen.

Alle Personen, die bereits vor dem 01.03.2020 betreut wurden, miissen den Nachweis Uber einen
ausreichenden Masernimpfschutz erst bis zum 31.07.2021 nachweisen.

Grundsatzlich gilt unter Beachtung der o. g. Fristen Folgendes:

Personen, die keinen ausreichenden Nachweis erbringen, dirfen weder in den betroffenen Einrich-
tungen betreut noch in diesen tatig werden. Das gilt jedoch nicht fiir Personen, die einer gesetzlichen
Schulpflicht unterliegen.

Kinder unter einem Jahr miissen noch keinen Nachweis vorlegen. Sie kdnnen auch ohne Nachweis
aufgenommen werden.

Kinder ab einem Jahr missen mindestens eine Masern-Schutzimpfung (oder eine Immunitét gegen
Masern) nachweisen und kénnen dann aufgenommen werden.

Bei Kindern ab zwei Jahren muss der vollstandige Masernschutz (zwei Schutzimpfungen) nachge-
wiesen werden.
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Das Masernschutzgesetz sieht im Hinblick auf schulpflichtige Kinder vor, dass vor Aufnahme in eine
Gemeinschaftseinrichtung ein Nachweis vorgelegt werden muss, dass ausreichender Impfschutz o-
der eine Immunitat gegen Masern vorliegt.

Bereits am 01.03.2020 in Einrichtungen in Niedersachsen betreute Kinder haben bis zum 31.07.2021
Zeit, notigenfalls die Impfung nachzuholen und einen entsprechenden Nachweis zu erbringen. Damit
gelten Kinder, die am 01.03.2020 in einer Gemeinschaftseinrichtung einschlielich Kindertagesstat-
ten oder in der Kindertagespflege betreut werden, als ,Bestand*, deren Impfstatus auch im Ubergang
zur Schule als Erstklasslerinnen und Erstklassler im August 2020 nicht kurzfristig, sondern erst in der
Uberpriifung des Bestandes zum 31.07.2021 ermittelt werden muss.

Erfolgt der Nachweis nicht bis zu diesem Zeitpunkt, muss die Leitung der Einrichtung hiertiber das
Gesundheitsamt benachrichtigen. Alle weiteren Schritte werden von dort eingeleitet. Dies beinhaltet
zunéchst eine Beratung der betroffenen Personen durch das Gesundheitsamt. Zieht diese Malf3-
nahme keinen Erfolg nach sich, kann die Gesundheitshehérde ein BuRgeldverfahren gegen die be-
troffenen Personen einleiten.

Wurden Kinder am 01.03.2020 nicht bereits in einer Gemeinschaftseinrichtung betreut, haben sie der
Leitung der jeweiligen Einrichtung vor Beginn der Betreuung den Impfnachweis vorzulegen. Die Lei-
tung der Einrichtung darf Kinder, die diesen Nachweis nicht erbringen und die keiner gesetzlichen
Schulpflicht unterliegen, nicht in Gemeinschaftseinrichtungen aufnehmen.

7. Wie missen sich Kita-/Schulleiter verhalten, wenn Eltern Verfassungsbeschwerde einle-
gen?

a) Hatte das eine aufschiebende Wirkung?

Eine Verfassungsbeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

b) Ddurfen die Kinder in dieser Zeit trotz fehlender Impfung zur Kita/Schule gehen?

Schulpflichtige Kinder kdnnen auch nach Inkrafttreten des Gesetzes bei nicht erfolgter Impfung ge-
gen Masern nicht vom Schulbesuch ausgeschlossen werden, da sie der Schulpflicht unterliegen. Bei
Zuwiderhandlung gegen die Nachweispflicht in der Schule kénnen BuRgelder erhoben werden.

In Kindertagesstatten und Kindertagespflege hingegen dirfen Kinder ohne Vorlage eines Nachwei-
ses nicht neu aufgenommen werden.

8. Welche MaBnahmen plant die Landesregierung, um der Gefahrdung der Vertrauensbe-
ziehung zwischen Eltern und padagogischem Personal entgegenzuwirken?

Die Impfung gegen Masern tragt dazu bei, vor einer hochansteckenden und geféhrlichen Krankheit
zu schiitzen. Vor diesem Hintergrund setzt die Landesregierung darauf, die Eltern und das padago-
gische Personal umfassend Uber Masern als eine der ansteckendsten Infektionskrankheiten des
Menschen zu informieren. Flankierend hat auch die Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklarung
die Aufgabe erhalten, die Bevolkerung regelmaiig und umfassend tiber das Thema ,Impfen“ zu in-
formieren.

9. Welche MalRhahmen mussen von der Leitung einer Kita/Schule ergriffen werden, um
auch weiterhin von dem Nutzen aul3erschulischer Lernorte (z. B. Museen oder Theater)
zu profitieren?

Museen oder Theater fallen nicht unter den Einrichtungsbegriff des Masernschutzgesetzes. Beson-
dere MaRBnahmen der Leitung einer Kindertagesstatte oder einer Schule sind in Bezug auf den Be-
such eines Museums oder eines Theaters mit Blick auf das Masernschutzgesetz somit nicht erfor-
derlich.
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10. Welche Regelungen werden kunftig im Rahmen eines Schulpraktikums gelten?

Ob in einer Einrichtung anwesende Personen unter die Masernimpfpflicht fallen, hangt davon ab, ob
diese Personen regelmafig, folglich nicht nur fir wenige Tage und nicht nur zeitlich voriibergehend,
in der Einrichtung tatig sind. Bei einem einwdchigen Schulpraktikum ist der Anwendungsbereich des
Masernschutzgesetzes noch nicht gegeben. Wahrend eines Schulpraktikums gelten fir Schulerinnen
und Schiler die Bestimmungen des Gesetzes hinsichtlich der Masernimpfpflicht. Im Sinne der Fra-
gestellung gelten ansonsten auch die Bestimmungen des Erlasses zur Beruflichen Orientierung.

11. Welche arbeitsrechtlichen Schritte muss eine Kita/Schule einleiten, wenn sich der
Impfstatus von Mitarbeitern nicht zweifelsfrei nachweisen lasst?

Diese Frage ist im jeweiligen Einzelfall zu prifen und zu beantworten. Mdgliche arbeitsrechtliche
MaRnahmen kdnnen z. B. Abmahnungen, das Einbehalten von Entgelt bis hin zu Kiindigungen sein.

12. Wer tragt die Kosten, die durch Nachimpfungen bzw. Nacherstellung notwendiger Impf-
nachweise entstehen?

Hinsichtlich gesetzlich Krankenversicherter hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) am
05.03.2020 eine Anderung der Schutzimpfungs-Richtlinie zu beruflich indizierten Impfungen gegen
Masern, Mumps und Rételn beschlossen. Entsprechend der im Epidemiologischen Bulletin Nr. 2 die-
ses Jahres veroffentlichten Anderung der Empfehlungen der Standigen Impfkommission sieht auch
der Beschluss des G-BA zum Schutz vor Masern einen Anspruch auf eine nunmehr zweimalige Imp-
fung mit einem Kombinationsimpfstoff (Masern, Mumps, Rételn - MMR) fur Personen auch in Ge-
meinschaftseinrichtungen vor.

Von der Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) bereits umfasst ist die zwei-
malige Impfung fir Kinder vorzugsweise mit einem Kombinationsimpfstoff (MMR). Zulasten der GKV
war auch schon die einmalige Impfung bei beruflicher Indikation vorgesehen, welche nun im Min-
destabstand von vier Wochen durch eine zweite Impfung erganzt werden sollte. Fiir alle nach 1970
geborenen Erwachsenen, die ungeimpft sind, in der Kindheit nur einmal geimpft wurden oder einen
unklaren Impfstatus haben, ist bis zur Umsetzung der aktuell beschlossenen Anderungen der Schutz-
impfungs-Richtlinie weiterhin die einmalige Masernschutzimpfung zulasten der GKV vorgesehen.

Die Kostenubernahme erstreckt sich auch auf die Dokumentation im Impfausweis.

Bei Privatversicherten wird die Ubernahme der Kosten anteilig durch die Beihilfe gewahrt. Im Ubrigen
richtet sie sich nach dem individuell vereinbarten Tarif.

13. Wie mussen sich Kita-/Schulleiter verhalten, wenn Mitarbeiter Verfassungsbeschwerde
einlegen?

Da eine Verfassungsbeschwerde keine aufschiebende Wirkung hat, gilt das Masernschutzgesetz
auch im Fall einer Verfassungsbeschwerde unveréandert fort.

Dariiber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.

14. Betrifft die Impfpflicht auch ehrenamtlich engagierte Personen oder Eltern von Kita-
/Schulkindern?

Die Pflicht, einen Immunitatsnachweis gemaf § 20 Abs. 9 Satz 1 IfSG zu erbringen, trifft ehrenamtlich
engagierte Personen oder Eltern von Schulkindern dann, wenn sie im Sinne des IfSG als in einer
Gemeinschaftseinrichtung tatige Personen anzusehen sind.

Dabei ist es erforderlich, dass die Personen nicht nur fiir wenige Tage und nicht nur zeitlich ganz
vorlUbergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern Uber einen langeren Zeitraum) in der Ein-
richtung tatig sind. Die Frage ist daher immer im Einzelfall zu beantworten.
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Gleiches gilt auch fiir ehrenamtlich in Kindertagesstatten oder Kindertagespflege engagierte Perso-
nen sowie fir Eltern von Kindern, die in Kindertagesstétten oder in der Kindertagespflege betreut
werden.

15. Wenn ja, welchen Nachweis hat der vorbenannte Personenkreis gegeniiber der
Kita/Schule zu erbringen?

Der Nachweis kann auf eine der in § 20 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 bis 3 IfSG genannten Arten erbracht
werden: Durch eine geeignete Impfdokumentation oder ein arztliches Zeugnis, oder durch ein arztli-
ches Zeugnis, dass eine Immunitat gegen Masern vorliegt oder aufgrund einer medizinischen Kont-
raindikation nicht geimpft werden kann.

Alternativ kommt die Bestatigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen Gemein-
schaftseinrichtung hieriiber in Betracht, dass ein Nachweis dieser gegeniber bereits vorgelegen hat.

16. Konnen sich die Mitarbeiter an Schulen auf die Regelungen zur arbeitsmedizinischen
Vorsorge, die keine Impfpflicht fir Mitarbeiter vorsehen, berufen?

In Schulen tatige Personen kénnen sich beziiglich der gemaR der § 20 IfSG nachzuweisenden Im-
munitét gegen Masern nicht darauf berufen, dass eine solche in der Verordnung zur arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge (ArbMedVV) nicht vorgesehen ist. Das Infektionsschutzgesetz geht mit den Rege-
lungen in Bezug auf den Schutz gegen Masernerkrankungen weit Gber den arbeitsbedingten Bereich
hinaus und dient dem Infektionsschutz der gesamten Bevélkerung, nicht einzelner Personen in ihren
Arbeitsbereichen.

17. Betrifft die Impfpflicht auch die Mitarbeiter der Landesschulbehdrde?

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der NLSchB sind betroffen, soweit es sich bei diesen um Personen
handelt, die im Sinne des IfSG in einer Gemeinschaftseinrichtung téatig sind.

Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 14 verwiesen.

18. Im Rahmen der beruflichen Orientierung finden auch Hospitationstage an verschiedenen
berufsbildenden Schulen sowohl in 6ffentlicher als auch in freier Tragerschaft statt.

a) Welche Regelungen werden hierfur kiinftig gelten?

Bei Schiilerinnen und Schiilern, die im Rahmen der beruflichen Orientierung an berufshildenden
Schulen hospitieren, handelt es sich um solche der allgemeinbildenden Schulen. Die Nachweispflicht
eines Impfschutzes gegen Masern muss dementsprechend gegentber der jeweiligen allgemeinbil-
denden Schule gefiihrt werden. Eine zuséatzliche Nachweispflicht gegentber der berufsbildenden
Schule besteht nicht.

b) Welchen Nachweis hat sich die Leitung der berufshildenden Schulen vorlegen zu las-
sen?

Es wird auf die Antwort zu Frage 18 a) verwiesen.

19. Wie wirkt sich die Impfpflicht auf Schulveranstaltungen wie z. B. einen Tag der offenen
Tir oder schulinternen Messen aus? Welche Regelungen werden hier kiinftig gelten?

Ob in einer Einrichtung anwesende Personen unter die Masernimpfpflicht fallen, hangt davon ab, ob
diese Personen regelmafig und nicht nur fir wenige Tage sowie nicht nur zeitlich ganz voriiberge-
hend in der Einrichtung tatig sind. Bei einem eintdgigen Schulfest oder einer eintdgigen Messe ist
der Anwendungsbereich des Masernschutzgesetzes daher nicht gegeben.
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20. Findet das Gesetz bei vollzeitschulischen Ausbildungen (z. B. Physiotherapie oder PTA)
auch Anwendung auf Praktikumsbetriebe und deren Mitarbeiter?

Wenn die Praktikumsbetriebe unter § 20 Abs. 8 IfSG fallen, miissen die dort Beschaftigten per se
einen vollstdndigen Masernimpfschutz vorweisen. Auf alle anderen Praktikumsbetriebe findet das
Masernschutzgesetz keine Anwendung.

Aufgrund der Tatsache, dass die 6ffentlichen berufsbildenden Schulen typischerweise von weniger
als 50 % minderjéhrigen Schiilerinnen und Schiilern besucht werden, sind diese vom Nachweis eines
Impfschutzes gegen Masern ausgenommen.

(Verteilt am 07.04.2020)



	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 1 GO LTmit Antwort der Landesregierung
	Anfrage der Abgeordneten Sylvia Bruns, Susanne Victoria Schütz und Björn Försterling (FDP)
	Antwort des Niedersächsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung 
	Umsetzung der Masernimpfpflicht

